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Einleitung 

Die Debatte über die Entwicklung eines europäischen Verwaltungsrechts 
erfreut sich seit einigen Jahren eines zunehmenden Interesses unter den 
Rechtswissenschaftlerni. Dazu beigetragen haben die Probleme, die der 
Vollzug des Gemeinschaftsrechts durch die Mitgliedstaaten stellt. In 
Ermangelung eines ausgebildeten europäischen Verwaltungsrechts ist die 
Gemeinschaft nämlich noch immer darauf angewiesen, die europäische 
Rechtsordnung anhand unterschiedlicher nationaler Rechtsregeln anzuwen-
den und durchzusetzen. Dabei können indirekte Kollisionen zwischen dem 
vom Gemeinschaftsrecht gewünschten Ergebnis und den anwendbaren na-
tionalen Rechtsvorschriften entstehen, die kennzeichnend sind für das "Ver-
zahnungsverhältnis" zwischen den beiden Rechtsordnungen2. 

Die Problematik kristallisierte sich in der Rückforderung gemeinschafts-
rechtswidriger nationaler Beihilfen, die die Kommission seit Mitte der acht-
ziger Jahre systematisch anordnet, heraus. In Deutschland stößt die Durch-
fiihrung der Rückforderungsanordnung der Kommission regelmäßig auf die 
Vertrauensschutzregelung des § 48 VwVfG. Eine explizite Regelung des 
Verhältnisses von § 48 VwVfG zur Kommissionsentscheidung - sei es im 
EG-Recht, sei es im nationalen Recht - fehlt. In seinem Bestreben, das EG-
Recht eine möglichst große Wirkung entfalten zu lassen, formulierte der 
EuGH Mindestgrenzen für die Anwendung des nationalen Rechts bei der 
Rückforderungsanordnung. Diese sollen verhindern; daß § 48 VwVfG und 
sonstige nationale Rechtsnormen der Rückforderung entgegenstehen könn-
ten. Wegen der dadurch verursachten Einschränkung oder Modifizierung 
des nationalen Rechts stieß diese Rechtsprechung nicht überall auf Zu-
stimmung. Die Kritik beschränkte sich aber meistens auf eine Darstellung 

1 Schoch, JZ 1995, S. 109 ff.; Zuleeg, VVDStRL Bd. 53 (1994), S. 154 ff.; Ren-
geling, VVDStRL Bd. 53 (1994), S. 202 ff.; Schrnidt-Aßmann, DVBl. 1993, S. 924 
ff.; Schwarze, RIDE 1993, S. 235 ff.; Gornigrrrüe, JZ 1993, S. 884 ff. (Teil 1), S. 
934 ff. (Teil 2); Kadelbach, S. 131 ff.; Bleckmann, DÖV 1993, S. 837 ff.; Streinz, 
VelWaltungsrecht, S. 241 ff:; Schwarze, Europäisches VelWaltungsrecht; Grabitz, 
NJW 1989, S. 1776 ff. 

2 Zum Verzahnungsverhältnis: Engel, DV 1992, S. 445 ff.; Streinz, VelWaltungs-
recht, S. 254 ff.; Pescatore, EuR 1970, S. 308. 
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der gemeinschaftsrechtlichen Mindestgrenzen und der dadurch verursachten 
nationalrechtlichen Rückforderungsprobleme, ohne auf das grundsätzliche 
Verhältnis zwischen der Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten in dieser 
Konstellation einzugehen. Da die Entwicklung solcher Mindestregeln durch 
den EuGH aber voraussetzt, daß Klarheit über die Stellung der Mitglied-
staaten zur EG bei der Durchführung der Rückforderung herrscht, wird eine 
Analyse dieser Stellung ein erstes Ziel der vorliegenden Arbeit sein. Dazu 
müssen die Grundtheorien über das Verhältnis zwischen der EG und den 
Mitgliedstaaten, sowie ihre Tragweite und Folgen für indirekte Kollisionen 
geprüft werden. Erst aus diesem theoretischen Fundament können Schluß-
folgerungen für die Grenzen des Anwendungsbereiches des nationalen 
Rechts bzw. für die Kompetenz der Gemeinschaft, auf den mitgliedstaatli-
chen Vollzug des Gemeinschaftsrechts einzuwirken, gezogen werden. 
Wenn Inhalt und Umfang der Gemeinschaftskompetenz feststehen, können 
die Mindestgrenzen oder Anforderungen des Gemeinschaftsrechts an die 
Ausgestaltung des innerstaatlichen Rechts daran geprüft und kritisch ge-
wertet werden. 

Zweites Ziel der Arbeit ist es, zu untersuchen, wie die Rückforderungs-
probleme gelöst oder vermieden werden können. Solche Verbesserungen 
sind aus mehreren Gründen erforderlich. Einerseits wird der Bereich der 
Beihilfenaufsicht auch in Zukunft eine wichtige Rolle spielen, denn "the 
more c10sely integrated markets become, the greater the trade-distorting ef-
feet of state aid and the more tightly aid needs to be controlled"3. Nach 
der Vollendung des Binnenmarktes sind Beihilfen für die Mitgliedstaaten 
das einzige Mittel geworden, um ihre einheimische Industrie zu unterstüt-
zen4• Insbesondere in Krisenzeiten ist daher zu befürchten, daß Mitglied-
staaten zunehmend dieses letzte Mittel des Protektionismus ergreifen, sich 
nicht immer an die Beihilferegeln des EG-Vertrages halten5 und somit 
Rückforderungen weiterhin von der Kommission angeordnet werden müs-
sen. Andererseits hat eine Rückforderung für das Unternehmen oft schwere, 
manchmal sogar existenzbedrohende Folgen. Darum sind Rückforderungen 
zu vermeiden. 

Die Lösungsansätze oder Alternativen beziehen sich dann auch haupt-
sächlich auf die Rückforderungsmaterie; sie sind aber zum Teil auch auf 
andere Materien, bei denen indirekte Kollisionen auftreten, übertragbar. 

3 Brittan, S. 85. 

4 Vgl. Ehlennann, RMC 1992, S. 616; Gilliams, 1RV 1992, S. 391; 19. Bericht 
über die Wettbewerbspolitik, S. 129. 

5 Das zeigt z.B. neuerdings die Bremer Vulkan-Sache. 
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Laut Art. 2 EGV stellte sich die Gemeinschaft zur Aufgabe "eine harmo-
nische Entwicklung des Wirtschaftslebens innerhalb der Gemeinschaft, eine 
beständige und ausgewogene Wirtschaftsausweitung, eine größere Stabilität, 
eine beschleunigte Hebung der Lebenshaltung und engere Beziehungen 
zwischen den Staaten zu fördern, die in dieser Gemeinschaft zusammenge-
schlossen sind"l. Als Hauptinstrument zur Erreichung dieses wirtschaftli-
chen und sozialen Zusammenhalts nannte Art. 2 EGV die Errichtung eines 
Gemeinsamen Marktes2 und die schrittweise Annäherung der Wirtschafts-
politik der Mitgliedstaaten. Art. 3 EGV umschreibt den Inhalt dieser beiden 
Instrumente durch eine Auflistung der Tätigkeitsbereiche der Gemeinschaft, 
die wiederum in den einzelnen Kapiteln des Vertrages konkretisiert wer-
den. 

Für das Verständnis des EG-Vertrages bildet der Gemeinsame Markt den 
zentralen Orientierungspunkt. Wirtschaftlich betrachtet sollten sich daraus 
eine optimale Allokation, die ursprünglich als Globalziel der Gemeinschaft 
im Vordergrund gestanden ise, und eine Stärkung der Effizienz der Pro-
duktion ergeben. Als Mechanismus zur Erreichung dieser ökonomischen, 
sowie der anderen Ziele des Art. 2 EGV war mit der Einführung des Ge-

I Bei der Maastrichter Vertragsänderung wurden diese Aufgaben neu fonnuliert 
und auf weitere Bereiche ausgedehnt (Art. 2 EGV in der Fassung des Art. G.2 des 
Unionsvertrages). 

2 Zum Konzept des "Gemeinsamen Marktes" s. z.B. Taschner, in: Groeben, Kom-
mentar, Art. 100, Rn. 33; Oppennann, Rn. 1128 ff.; KapteynlVerLoren van The-
maat, S. 78 ff.; Mattera, S. 11 ff. 

3 Ciresa, S. 13. 

2 Sinnaeve 
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